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Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körpersdiaf ten gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Reditsangleidiung in der Europäischen Wirt- 
sciiaftsgemeinsciiaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Regelung vieh- 
seuchenrechtlidier Fragen beim innergemeinschaftlidien 
Handelsverkehr mit frischem Fleisch. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 19. Februar 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen beim innergemein- 
schaftlichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nadistehender Gründe: 

Die Richtlinien des Rates vom 26. Juni 1964 zur Re- 
gelung gesundheitlicher Fragen beim innergemein- 
sdiaftlichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch 
wird ab 30. Juni 1965 angewendet ; sie ist letzt- 
malig durch die Richtlinie vom 6. Oktober 1969^), 
die ab 1, Oktober 1970 angewendet werden wird, 
geändert worden. 

Die Anwendung der genannten Richtlinie wird so 
lange nicht die erwartete Wirkung haben, als der 
innergemeinschaftliche Handelsverkehr durch die 
derzeitigen Unterschiede zwischen den viehseuchen- 
rechtlichen Vorschriften der Mitgliedstaaten für 
Fleisch behindert wird. 

Zur Beseitigung dieser Unterschiede sind die 
viehseuchenrechtlichen Bestimmungen der Mitglied- 
staaten für Fleisch einander anzugleichen. 

Um insbesondere zu ermöglichen, den Gesund- 
heitszustand der Tiere, von denen das zur Verwen- 
dung in einem anderen Mitgliedstaat bestimmte 
Fleisch stammt, besser zu erkennen, muß vorge- 
schrieben werden, daß diese Tiere während einer 
bestimmten Zeit auf dem Hoheitsgebiet des Ver- 
sandlandes gehalten worden sind. 

Zur Vermeidung der Verschleppung von Vieh- 
seuchen durch Fleisch ist vom innergemeinschaft- 
lichen Handelsverkehr Fleisch auszuschließen, das 
von Tieren stammt, die aus einem Gebiet kommen, 
in dem z. Z. der Schlachtung eine Viehseuche 
herrschte oder in dem vor der Schlachtung eine 
Viehseuche aufgetreten war und ein bestimmter 
Zeitraum seit dem Erlöschen der Seuche noch nicht 
verstrichen ist. 

Vom innergemeinschaftlichen Handelsverkehr ist 
aufgrund des Risikos, das die Verwendung von 
Lebendimpfstoffen mit sich bringt, gleichfalls Fleisch 
auszuschließen, das von mit solchen Impfstoffen ge- 
impften Tieren stammt. 


Um den zuständigen Behörden des Bestimmungs- 
landes die Gewähr dafür zu geben, daß eine Fleisch- 
sendung den Bestimmungen dieser Verordnung ent- 
spricht, ist die Erteilung einer Gesundheitsbescheini- 
gung durch einen amtlichen Tierarzt des Versand- 
landes als das beste Mittel erachtet worden; diese 
Bescheinigung muß die Fleischsendung bis zum Be- 
stimmungsort begleiten. 

Die Mitgliedstaaten müssen die Möglichkeit 
haben, zu verbieten, daß frisches Fleisch in ihrem 
Hoheitsgebiet in Verkehr gebracht wird, wenn fest- 
gestellt wird, daß dieses Keime einer ansteckenden 
Krankheit enthält oder nicht den von der Gemein- 
schaft erlassenen viehseudienrechtlichen Vorschrif- 
ten entspricht; dem Absender oder seinem Bevoll- 
mächtigten soll jedoch auf Antrag die Möglichkeit 
gegeben werden, dieses Fleisch zurückzusenden, so- 
fern viehseuchenrechtliche Bedenken dem nicht ent- 
gegenstehep. 

Um den Beteiligten die Möglichkeit zu geben, die 
Gründe für ein Verbot oder eine Beschränkung zu 
beurteilen, muß dem Absender oder seinem Bevoll- 
mächtigten sowie in bestimmten Fällen den zustän- 
digen Behörden des Versandlandes eine Begrün- 
dung für das Verbot oder die Beschränkung gege- 
ben .werden. 

Dem Absender ist im Falle eines Streites zwi- 
schen ihm und den Behörden des Bestimmungs- 
landes über die Berechtigung eines Verbotes oder 
einer Beschränkung die Möglichkeit einzuräumen, 
das Gutachten eines tierärztlichen Sachverständigen 
einzuholen. 

Die Mitgliedstaaten müssen die Möglichkeit 
haben, das Verbringen von frischem Fleisch in ihr 
Hoheitsgebiet zu verbieten, wenn dieses aus einem 
Mitgliedstaat stammt, in dem eine Viehseuche aus- 
gebrochen ist; ein solches Verbot muß sich je nach 
Art und Charakter dieser Viehseuche entweder auf 
einen bestimmten Teil oder auf das gesamte 
Hoheitsgebiet des Versandlandes beziehen; beim 
Auftreten einer ansteckenden Tierkrankheit im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates sind schnell ge- 
eignete Bekämpfungsmaßnahmen zu ergreifen; die 
mit solchen Krankheiten verbundenen Gefahren und 
die notwendigen Abwehrmaßnahmen müssen in der 
gesamten Gemeinschaft in gleicher Weise beurteilt 


g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 121 
vom 29, Juli 1964, S. 2012/64 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 256 
vom 11. Oktober 1969, S. 5/69 
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werden; zu diesem Zweck ist es erforderlich, im 
Rahmen des durch Beschluß des Rates vom 15. Ok- 
tober 1968^) eingesetzten Ständigen Veterinär-Aus- 
schusses ein gemeinschaftliches Dringlichkeitsver- 
fahren einzuführen, nach dem die notwendigen Maß- 
nahmen getroffen werden müssen. 

Die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaa- 
ten und der Kommission im Rahmen des St^ändigen 
Veterinär- Ausschusses wird für die Aufstellung der 
Listen der tierärztlichen Sachverständigen, die von 
den Versendern zur Abgabe eines Gutachtens auf- 
gefordert werden können, sowie für die Fesflegung 
der Modalitäten für die Durchführung der Gutachten 
vorgesehen. 

Um den Grundsatz der Nichtdiskriminierung in 
dieser Verordnung herauszustellen, erscheint es 
wünschenswert, festzulegen, daß bis zur Anwen- 
dung einer gemeinschaftlichen Regelung für die Ein- 
fuhren von frischem Fleisch aus Drittländern die 
gegenüber Drittländern anzuwendenden Bestimmun- 
gen nicht günstiger sein dürfen als diejenigen, die 
aufgrund dieser Verordnung im Handelsverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten angewendet werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 i 

1. Diese Verordnung bezieht sich auf den inner- j 

gemeinschaftlichen Handelsverkehr mit frischem 
Fleisch, das von Haustieren der Gattungen Rinder, 
Schweine, Schafe und Ziegen sowie von Einfuhren, | 
die als Haustiere gehalten werden, stammt. ; 

2. Als Fleisch sind alle zum Genuß für Menschen I 

geeignete Teile dieser Tiere anzusehen. | 

3. Als frisch ist Fleisch anzusehen, das einer auf i 
seine Haltbarkeit einwirkenden Behandlung nicht 
unterworfen worden ist; als frisch im Sinne dieser 
Verordnung gilf jedoch auch Fleisch, das einer 
Kälfebehandlung unterworfen worden ist. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Verordnung sind: 

a) amtlicher Tierarzt: von der zuständigen Zentral- 
behörde des Mitgliedstaates bezeichneter Tier- 
arzt; 

b) Versandland: Mitgliedstaat, von dem aus frisches 
Fleisch in einen anderen Mitgliedstaat versandt 
wird; 

c) Bestimmungsland: Mitgliedstaat, in den frisches 
Fleisch aus einem anderen Mitgliedstaat ver- 
sandt wird. 

Artikel 3 

Aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates darf 
in das Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates 
nur frisches Fleisch versandt werden, das den nach- 
stehenden Bedingungen entspricht: 


a) es muß unbeschadet des Artikels 5 von Tieren 
stammen, die mindestens während der letzten 
40 Tage vor der Schlachtung oder, wenn es sich 
um Tiere handelt, die jünger als 40 Tage sind, 
seit ihrer Geburt auf dem Hoheitsgebiet des 
Versandlandes gehalten worden sind; 

b) es muß, wenn es sich um Rind-, Schaf- und 
Ziegenfleisch handelt, von Tieren stammen, die 
aus Viehbeständen kommen, in denen seit min- 
destens drei Monaten kein Fall von Maul- und 
Klauenseuche und während eines Zeitraums von 
mindestens 14 Tagen vor der Beförderung zum 
Schlachten in einem Umkreis von 10 km amtlich 
kein Fall von Maul- und Klauenseuche festge- 
stellt worden ist; 

c) es muß, wenn es sich um Schweinefleisch han- 
delf, von Tieren stammen, die 

— aus Viehbeständen kommen, in denen seit 
mindestens drei Monaten kein Fall von Maul- 
und Klauenseuche, Schweinepest oder anstek- 
kender Schweinelähme (Teschener Krankheit) 
und während eines Zeitraums von mindestens 
14 Tagen vor der Beförderung zum Schlach- 
ten in einem Umkreis von 10 km amtlich kein 
Fall von Maul- und Klauenseuche und an- 
steckender Schweinelähme (Teschener Krank- 
heit) festgestellt worden ist; 

— nicht mit einem Lebend-lmpfstoff gegen 
Schweinepest oder gegen die ansteckende 
Schweinelähme (Teschener Krankheit) ge- 
impft worden sind; 

d) es muß während des Versandes in das Bestim- 
mungsland von einer Gesundheitsbescheinigung 
nach dem Muster der Anlage begleitet werden, 
die am Tage der Verladung zumindest in der 
Sprache des Bestimmungslandes ausgestellt sein 
muß. 

Artikel 4 

1. Das Bestimmungsland kann das Verbringen von 
frischem Fleisch in sein Hoheitsgebiet von der Be- 
dingung abhängig machen, daß es nicht von an 
Brucellose angesteckten Rindern, Schweinen, Scha- 
fen oder Ziegen stammt, die während der Zeit zwi- 
schen der amtlichen Feststellung des Auftretens 
eines oder mehrerer klinischer Fälle von Brucellose 
in dem Betrieb, aus dem die Tiere stammen, und 
den sechs auf die amtliche Feststellung des letzten 
klinischen Falles folgenden Wochen geschlachtet 
worden sind. 

Diese Maßnahme kann jedoch nur getroffen wer- 
den, wenn die gleiche Maßnahme im Innern des 
Bestimmungslandes angewandt wird. 

2, Das Bestimmungsland kann 

a) untersagen, daß frisches Fleisch in seinem Ho- 
heitsgebiet in den Verkehr gebracht wird, wenn 


®) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 255 
vom 28. Oktober 1968 S. 23 
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bei der auf seine Veranlassung durchgeführten 
Fleischuntersuchung festgestellt wurde, daß 

i) es Keime einer ansteckenden Krankheit ent- 
hält, oder 

ii) die Bestimmungen des Artikels 3 bei diesem 
Fleisch nicht beachtet worden sind. 

Bei diesen Entscheidungen muß auf Antrag des 
Absenders oder seines Bevollmächtigten die 
Rückbeförderung dieses Fleisches zugelassen 
werden, sofern dem keine veterinärpolizeilichen 
Bedenken entgegenstehen; 

b) die Vernichtung des betreffenden Fleisches an- 
ordnen, wenn aus dem in Buchstabe a) genann- 
ten Grunde untersagt wurde, das Fleisch in den 
Verkehr zu bringen und vom Versandland oder 
gegebenenfalls vom Transitland nicht binnen 
8 Stunden eine Rückbeförderung genehmigt wird. 

3. Die nach Absatz 2 getroffenen Entscheidungen 
der zuständigen Behörde sind dem Absender oder 
seinem Bevollmächtigten mitzuteilen und zu be- 
gründen. Auf Antrag müssen diese mit Gründen 
versehenen Entscheidungen dem Antragsteller un- 
verzüglich schriftlich mitgeteilt werden; ihnen muß 
eine Belehrung beigefügt sein, aus welcher der An- 
tragsteller entnehmen kann, welche Rechtsmittel 
oder Rechtsbehelfe das geltende Recht vorsieht und 
in welcher Form und innerhalb welcher Frist sie ein- 
gelegt werden müssen. Diese Entscheidungen sind 
ebenfalls der zuständigen Zentralbehörde des Ver- 
sandlandes mitzuteilen. 

Artikel 5 

1. Gemäß dem Verfahren des Artikels 10 kann be- 
schlossen werden, daß unter besonderen Voraus- 
setzungen aus dem Hoheitsgebiet eines Mitglied- 
staates in das Hoheitsgebiet eines anderen Mit- 
gliedstaates auch frisches Fleisch verbracht werden 
darf, das in Abweichung von Artikel 3 Buchstabe a) 
nicht von Tieren stammt, die mindestens während 
der letzten 40 Tage vor der Schlachtung oder, wenn 
es sich um Tiere handelt, die jünger als 40 Tage 
sind, seit ihrer Geburt auf dem Hoheitsgebiet des 
Versandlandes gehalten worden sind. 

2. Wenn ein Beschluß nach Absatz 1 getroffen wor- 
den ist und von der gewährten Genehmigung Ge- 
brauch gemacht wird, treffen die Versandländer die 
erforderlichen Maßnahmen, damit in die Gesund- 
heitsbescheinigungen nach Artikel 3 Buchstabe d) 
ein Hinweis auf diesen Beschluß aufgenommen 
wird. 

Artikel 6 

1. Unbeschadet der Artikel 3 und 4 kann ein Mit- 
gliedstaat, falls die Gefahr einer Ausbreitung von 
Tierkrankheiten durch das Verbringen von frischem 
Fleisch aus einem anderen Mitgliedstaat in sein 
Hoheitsgebiet besteht, folgende Maßnahmen ergrei- 
fen: 

a) Bei Ausbruch einer Viehseuche in dem anderen 
Mitgliedstaat kann er das Verbringen von fri- 


schem Fleisch aus den verseuchten Teilen des 
Hoheitsgebietes dieses Mitgliedstaates vorüber- 
gehend verbieten oder beschränken; 
b) im Falle einer epizootischen Ausbreitung oder 
des Auftretens einer neuen schweren anstecken- 
den Tierkrankheit kann er das Verbringen von 
frischem Fleisch aus dem gesamten Hoheits- 
gebiet des anderen Mitgliedstaates vorüber- 
gehend verbieten oder beschränken. 

2. Der Mitgliedstaat, in dem eine Tierkrankheit im 
Sinne des Absatzes 1 auftritt, hat das Auftreten 
dieser Krankheit und die von ihm getroffenen Be- 
kämpfungsmaßnahmen sowie das Erlöschen dieser 
Krankheit unverzüglich den anderen Mitgliedstaa- 
ten und der Kommission mitzuteilen. 

3. Die von einem Mitgliedstaat nach Absatz 1 ge- 
troffenen Maßnahmen sowie die Aufhebung solcher 
Maßnahmen sind den anderen Mitgliedstaaten und 
der Kommission unverzüglich unter genauer An- 
gabe der Gründe mitzuteilen. 

Gemäß dem Verfahren des Artikels 9 kann be- 
schlossen werden, daß diese Maßnahmen, insbeson- 
dere um eine Koordinierung mit den von anderen 
Mitgliedstaaten getroffenen Maßnahmen sicherzu- 
stellen, aufgehoben oder geändert werden müssen. 

4. Wenn die in Absatz 1 vorgesehene Lage eintritt 
und es notwendig erscheint, daß auch andere Mit- 
gliedstaaten der aufgrund des genannten Absatzes 
getroffenen und gegebenenfalls gemäß Absatz 3 
geänderten Maßnahmen anwenden, sind nach den 
Verfahren des Artikels 9 geeignete Maßnahmen zu 
beschließen. 

Artikel 7 

Jeder Mitgliedstaat räumt dem Absender von 
frischem Fleisch, das nach Artikel 5 Absatz 1 nicht 
in den Verkehr gebracht werden darf, das Recht ein, 
ein Gutachten eines tierärztlichen Sachverständigen 
einzuholen. Jeder Mitgliedstaat trägt auch dafür 
Sorge, daß der tierärztliche Sachverständige vor 
weiteren Maßnahmen der zuständigen Behörden - 
insbesondere vor der Vernichtung des Fleisches - 
feststellen kann, ob die Voraussetzungen des Arti- 
kels 5 Absatz 1 Vorgelegen haben. 

Der tierärztliche Sachverständige muß die Staats- 
angehörigkeit eines Mitgliedstaates haben; er darf 
jedoch weder die Staatsangehörigkeit des Versand- 
landes noch diejenige des Bestimmungslandes be- 
sitzen. 

Gemäß dem Verfahren des Artikels 10 wird auf 
Vorschlag der Mitgliedstaaten die Liste derjenigen 
tierärztlichen Sachverständigen aufgestellt, die mit 
der Erstattung derartiger Gutachten betraut werden 
können. Gemäß dem gleichen Verfahren werden die 
allgemeinen Durchführungsvorschriften, insbeson- 
dere für das bei der Erstattung der Gutachten einzu- 
haltende Verfahren erlassen. 

Artikel 8 

Ist die Gemeinschaftsregelung für die Einfuhr von 
frischem Fleisch aus dritten Ländern am Tag des 
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Inkrafttretens dieser Verordnung nicht anwendbar, 
so dürfen bis zu ihrer Anwendung die einzelstaat- 
lichen Bestimmungen für die Einfuhrerzeugnisse aus 
diesen Ländern nicht günstiger sein als die Be- 
stimmungen nach dieser Verordnung. 

A r t i k e 1 9 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so unterbreitet der Vertre- 
ter der Kommission dem durch Beschluß des Rates 
vom 15. Oktober 1968 eingesetzten Ständigen Vete- 
rinär-Ausschuß, im folgenden „Ausschuß" genannt, 
einen Entwurf der zu erlassenden Vorschriften. 

Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwuf binnen 
zwei Tagen Stellung. Die Stellungnahme kommt mit 
einer Mehrheit von zwölf Stimmen zustande, wobei 
die Stimmen der Mitgliedstaaten nach Artikel 148 
Absatz 2 des Vertrags gewogen werden. Der Vor- 
sitzende nimmt an der Abstimmung nicht teil. 

2. a) Die Kommission erläßt die in Aussicht ge- 

nommenen Vorschriften, wenn sie der Stel- 
lungnahme des Ausschusses entsprechen. 

b) Entsprechen die in Aussicht genommenen 
Vorschriften nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses oder ist keine Stellungnahme 
ergangen, so schlägt die Kommission dem 
Rat unverzüglich die zu erlassenden Vor- 
schriften vor. Der Rat beschließt mit qualifi- 
zierter Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von zwei 
Wochen, nachdem ihm der Vorschlag über- 
mittelt worden ist, keinen Beschluß gefaßt, 
so werden die vorgeschlagenen Vorschriften 
von der Kommission erlassen. 

Artikel 10 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so unterbreitet der Vertre- 
ter der Kommission dem durch Beschluß des Rates 


vom 15. Oktober 1968 eingesetzten Ständigen Veteri- 
närausschuß, im folgenden „Ausschuß" genannt, einen 
Entwurf der zu erlassenden Vorschriften. 

Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf innerhalb 
einer Frist Stellung, die der Vorsitzende nach der 
Dringlichkeit der betreffenden Frage bestimmen 
kann. Die Stellungnahme kommt mit einer Mehrheit 
von zwölf Stimmen zustande, wobei die Stimmen 
der Mitgliedstaaten nach Artikel 149 Absatz 2 des 
Vertrages gewogen werden. Der Vorsitzende nimmt 
an der Abstimmung nicht teil. 

2. a) Die Kommission erläßt die in Aussicht ge- 
nommenen Vorschriften, wenn sie der Stel- 
lungnahme des Ausschusses entsprechen. 

b) Entsprechen die in Aussicht genommenen 
Vorschriften nicht der Stellungnahme des 
Ausschusses oder ist keine Stellungnahme 
ergangen, so schlägt die Kommission dem 
Rat unverzüglich die zu erlassenden Vor- 
schriften vor. Der Rat beschließt mit qualifi- 
zierter Mehrheit. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten, nachdem ihm der Vorschlag über- 
mittelt worden ist, keinen Beschluß gefaßt, 
so werden die vorgeschlagenen Vorschriften 
von der Kommission erlassen. 

Artikel 11 

1. Diese Verordnung wird ab 1, April 1970 ange- 
wendet. 

2, Nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung tra- 
gen die Mitgliedstaaten dafür Sorge, daß die Kom- 
mission von allen späteren Entwürfen von Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften, die sie auf dem von 
dieser Verordnung erfaßten Gebiet zu erlassen be- 
absichtigen, so rechtzeitig unterrichtet wird, daß sie 
sich dazu äußern kann. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Die Kommission hatte dem Rat am 19. Februar 
1968 den Vorschlag für eine Richtlinie zur Änderung 
der Richtlinie des Rates vom 26. Juni 1964 zur 
Regelung gesundheitlicher Fragen beim innerge- 
meinschaftlichen Handelsverkehr mit frischem 
Fleisch^) vorgelegt. Dieser Vorschlag sah u. a. vor, 
daß auch viehseuchenrechtliche Bestimmungen mit 
in die vorerwähnte Richtlinie von 1964 aufgenom- 
men werden sollten. 

Bei den Beratungen dieses Vorschlags in der Gruppe 
der Agrar- und Veterinär-Sachverständigen beim 
Rat wurde festgestellt, daß es opportun sei, die 
viehseuchenrechtlichen und die Hygiene-Bestim- 
mungen klar voneinander zu trennen, wie es z. B. 
auch im nationalen Bereich geschieht, und daher 
getrennte Regelungen zu erlassen. 

Der Rat hat den vorerwähnten Vorschlag nach 
Streichung der viehseuchenrechtlichen Bestimmun- 
gen am 6. Oktober 1969 angenommen^). 

2. Es wird daher jetzt dem Rat eine Verordnung 
vorg^schlagen, die sich ausschließlich mit vieh- 
seuchenrechtlichen Fragen beim innergemeinschaft- 
lichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch befaßt 
und die die allgemeinen Bestimmungen der Richt- 
linie vom 26. Juni 1964 übernimmt. 

3. Um eine Verschleppung von Viehseuchen durch 
frisches Fleisch zu vermeiden, hat man es insbe- 
sondere für erforderlich gehalten, daß das für den 
innergemeinschaftlichen Handelsverkehr bestimmte 
frische Fleisch yon Tieren stammen muß, die wäh- 
rend einer bestimmten Zeit (40 Tage) vor der 
Schlachtung auf dem Hoheitsgebiet des versenden- 
den Mitgliedstaates gehalten worden sind. Das 
Fleisch muß daher hinaus von gesunden Tieren und 
aus gesunden Beständen, in denen seit längerer Zeit 
kein Fall von Maul- und Klauenseuche, Schweine- 
pest und ansteckender Schweinelähme (Teschener 
Krankheit) aufgetreten ist, stammen. 

Das Fleisch darf schließlich nicht von Tieren stam- 
men, die aus einem Viehbestand kommen, der in 
einem bestimmten Umkreis um einen möglichen 
Seuchenherd liegt und die innerhalb eines bestimm- 


ten Zeitraumes nach dem Erlöschen der Krankheit 
geschlachtet worden sind. 

Besondere viehseuchenrechtliche Anforderungen 
an das Fleisch bezüglich der Brucellose wurden von 
den meisten Delegationen nicht für erforderlich ge- 
halten. Es wurde aber trotzdem, insbesondere auf 
Wunsch der deutschen Delegation, in der Verord- 
nung die Möglichkeit geschaffen, die Brucellose be- 
treffende Garantien für das Fleisch zu fordern. In 
diesem Fall muß dann aber die gleiche Maßnahme 
im Innern des Mitgliedstaates, der diese Garantien 
fordert, angewandt werden. 

Unter Berücksichtigung bestimmter bei der Ver- 
wendung von Lebendimpfstoffen gemachter schlech- 
ter Erfahrungen und insbesondere aufgrund der Tat- 
sache, daß mit diesen Impfstoffen behandelte Tiere 
sowie deren Fleisch die Ursache einer Verschlep- 
pung der Krankheit sein können, erschien es not- 
wendig, Fleisch, das von mit Lebendimpfstoffen ge- 
impften Tieren stammt, vom innergemeinschaft- 
lichen Handelsverkehr auszuschließen. 

4. Die Bestimmung des Artikels 8 der in Punkt 1 
erwähnten Richtlinie vom 26. Juni 1964, die den 
Mitgliedstaaten die Möglichkeit gibt, das Verbrin- 
gen von frischem Fleisch in ihr Hoheitsgebiet zu 
untersagen, wenn dieses aus einem anderen Mit- 
gliedstaat, stammt, in dem eine Viehseuche ausge- 
brochen ist, ist auch in diese Verordnung übernom- 
men worden. Um sicherzustellen, daß in solchen 
Fällen die mit derartigen Krankheiten verbundenen 
Gefahren und die notwendigen Abwehrmaßnahmen 
in der gesamten Gemeinschaft in gleicher Weise 
beurteilt werden, ist darüber hinaus das Gemein- 
schaftsverfahren des Ständigen Veterinär-Ausschus- 
ses vorgesehen worden, nach dem die notwendigen 
Maßnahmen getroffen werden müssen. 

5. Für diese Gemeinschaftsregelung ist die Form der 
Verordnung gewählt worden, die wohl die ange- 
messenste Rechtsform darstellt. 


1) Dok. R/270/68 (AGRI 94) vom 20. Februar 1968 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 256 
vom 11. Oktober 1969, S. 5/69 


6 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drudksadie Vl/469 


Anläge 

Muster 


Gesundheitsbescheinigung 
für frisches Fleisch das für einen 
Mitgliedstaat der EWG bestimmt ist 

Nr. ') 

Versandland: 

Zuständiges Ministerium: 

Ausstellende Behörde: 

I. Angaben zur Identifizierung des Fleisches: 

Fleisch von: 

(Tiergattung) 

Art der Teile: 

Art der Verpackung; 

Zahl der Teile oder Packstücke: 

Nettogewicht: 

IL Herkunft des Fleisches: 

Ansdirift(en) und Veterinär-Kontrollnummer(n) 
des (der) zugelassenen Schlachthofes (höfe) : 


Anschrift(en) und Veterinär-Kontrollnummer(n) 
des (der) zugelassenen Zerlegungsbetriebe (s) : 


III. Bestimmung des Fleisches: 

Das Fleisch wird versandt von: 

(Versandort) 

nach; 

(Bestimmungsort und -land) 

mit folgendem Transportmittel ^) 

Name und Anschrift des Absenders: 
Name und Anschrift des Empfängers: 


IV. Bescheinigung: 

Der Unterzeichnete bescheinigt, daß die Tiere, 
von denen das Fleisch stammt, 

a) während der letzten 40 Tage vor der Schlach- 
tung - und wenn sie jünger als 40 Tage sind 
seit ihrer Geburt - im Hoheitsgebiet des 
Versandlandes gehalten worden sind; 


b) aus Beständen stammen, in denen bei den 
für die jeweilige Krankheit empfänglichen 
Tieren seit mindestens 3 Monaten und in 
deren Umkreis von 10 km seit mindestens 
14 Tagen vor dem Abtransport zur Schlach- 
tung kein Fall von Maul- und Klauen- 
seuche, Schweinepest oder ansteckender 
Schweinelähme (Teschener Krankheit) amt- 
lich festgestellt worden ist; 

c) wenn es Schweine sind, nicht mit Lebend- 
impfstoff gegen Schweinepest oder gegen 
die ansteckende Schweinelähme (Teschener 
Krankheit) geimpft worden sind; 

d) unmittelbar vor und nach der Schlachtung 
tierärztlich untersucht und frei von übertrag- 
baren Viehseuchen befunden worden sind; 

e) ^),^) aus Beständen stammen, in denen seit 
mindestens 6 Wochen vor dem Abtransport 
zur Schlachtung kein Fall von Brucellose 
festgestellt worden ist. 

V. Bemerkungen: 


Siegel: 

Ausgefertigt in am 

Der amtliche Tierarzt 


(Unterschrift) 


g Frisches Fleisch im Sinne der Richtlinie des Rates vom 
26. Juni 1964 zur Regelung gesundheitlicher Fragen 
beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit 
frischem Fleisch, d. h. alle zum Genuß für Menschen 
geeigneten Teile von Haustieren der Gattungen Rin- 
der, Schweine, Schafe und Ziegen sowie von Ein- 
hufern, die als Haustiere gehalten werden; diese Teile 
dürfen einer auf ihre Haltbarkeit einwirkenden Be- 
handlung nicht unterworfen worden sein; als frisch gilt 
jedoch auch Fleisch, das einer Kältebehandlung unter- 
worfen worden ist. 

2) Fakultativ. 

3) Bei Versand mit Eisenbahn- oder Lastwagen sind die 
jeweiligen Kennzeichen oder Nummern, bei Versand 
mit einem Flugzeug die Flugnummer und bei Schiffs- 
versand der Name des Schiffes einzutragen. 

4) Diese Bescheinigung braucht nur dann erteilt zu wer- 
den, wenn sie ausdrücklich vom Bestimmungsland 
gefordert wird. 

5) Nichtzutreffendes streichen. 
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